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gewählt haben und ist auch bei anderweitiger Inanspruchnahme von Leistungen in der 

GKV (z. B. vertragszahnärztliche Versorgung oder physiotherapeutische Behandlung) 

auf die Kostenerstattung verwiesen. 

 

Kann gesetzlich versicherten Patienten von Heilpraktikern die Wahlkostenerstattung 

nach § 13 Abs. 2 SGB V empfohlen werden? Eher nicht, denn die Rechtslage zur 

Einbeziehung von psychotherapeutischen Leistungen der Heilpraktiker für Psychothe-

rapie in die Kostenerstattung ist sehr unsicher, die Patienten müssen für die Behand-

lungen bei sämtlichen Leistungserbringern die Kostenerstattungen in Kauf nehmen 

(können also die Versichertenkarte für Sachleistungen nicht mehr in Anspruch neh-

men), und sie müssen schließlich finanzielle Nachteile durch Kostenabschläge akzep-

tieren. 

 

Satzungsmäßige Zusatzangebote der Krankenkassen nach § 11 Abs. 6 SGB V 
 

Der durch das GKV-Versorgungsstärkungsgesetz vom 22.12.2011 neu geschaffene § 

11 Abs. 6 SGB V bezweckt nach der Gesetzesbegründung eine Stärkung des Wettbe-

werbs unter den Krankenkassen. Es besteht die Möglichkeit für Krankenkassen, über 

die gesetzlichen Leistungen hinausgehende Zusatzleistungen anzubieten, wobei nach 

dem Willen des Gesetzgebers den Krankenkassen dabei ein weiter Gestaltungsspiel-

raum eingeräumt ist (Spickhoff, a. a. O., Rn 17 zu § 11 SGB V). 

 

Festgehalten werden kann zunächst, dass GKV-Regelleistungen wie Psychotherapie 

als Zusatzleistung über § 11 Abs. 6 SGB V den Versicherten nicht gewährt werden 

dürfen. HPP können ihren Patienten also nicht raten, eine Kostenerstattung von psy-

chotherapeutischen Behandlungen, wie sie auch von psychologischen Psychothera-

peuten durchgeführt werden, bei ihrer Krankenkasse als freiwillige Satzungsleistung 

erfolgreich beantragen zu können. Anders kann dies bei HPP-Behandlungen sein, die 

außerhalb des (wissenschaftlich) anerkannten Behandlungsspektrums in der Psycho-

therapie liegen, wie beispielsweise die klinische Kinesiologie. Allerdings dürfen die in 

Betracht kommenden Behandlungen nicht vom Gemeinsamen Bundesausschuss aus-

geschlossen sein, wie dies beispielweise bei allen Formen der Bioresonanztherapie 

erfolgt ist. 
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